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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Stadtwerke Speyer GmbH (SWS)  

für das Laden an öffentlich zugänglichen Ladepunkten 

1. VERTRAGSABSCHLUSS 
Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Mobilitätsanbieters (Stadtwerke 
Speyer GmbH) in Textform zustande. Zugang zu den Ladepunkten erhält der 
Kunde nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist gemäß §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 
2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert den Mobilitätsanbieter hierzu ausdrücklich 
auf. 

 
2. ZUGANG ZU DEN LADEPUNKTEN 

 Der Kunde erhält mit Herunterladen der Smartphone-App eCharge+ und der 
Übermittlung von Contract-ID und Kennwort durch den Mobilitätsanbieter die 
Möglichkeit, sich an den Ladepunkten zu authentifizieren und diese zur Nutzung 
freizuschalten. 

 Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die vom Mobilitätsanbieter übermit-
telte Contract-ID sowie das Kennwort vor dem Zugriff unberechtigter Dritter ge-
schützt sind. Die Berechtigung des Kunden zur Nutzung von Contract-ID und 
Kennwort endet mit dem Zeitpunkt der Vertragsbeendigung. 

 Auf Wunsch erhält der Kunde zur Authentifizierung an den Ladepunkten und 
zur Freischaltung eine Ladekarte. Einen Verlust der Ladekarte teilt der Kunde 
dem Mobilitätsanbieter unverzüglich unter der Telefonnummer 06232/625-1900 
der per E-Mail an vertrieb@stadtwerke-speyer.de mit. Der Mobilitätsanbieter 
wird die Ladekarte in diesem Fall unverzüglich nach Kenntnisnahme für die wei-
tere Verwendung sperren. Der Kunde trägt die Kosten der Kartennutzung bis 
zur Mitteilung des Verlusts an den Mobilitätsanbieter. Der Mobilitätsanbieter 
übersendet dem Kunden unverzüglich eine neue Ladekarte. Er stellt den 
dadurch entstandenen Aufwand pauschal mit 15,00 € in Rechnung. Auf Verlan-
gen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale 
Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf den nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. Dem 
Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstan-
den oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale. 

 Die Ladekarte verbleibt im Eigentum des Mobilitätsanbieters. Die Berechtigung 
des Kunden zur Nutzung der Ladekarte entfällt ab dem Zeitpunkt der Vertrags-
beendigung. Sie ist vom Kunden innerhalb von drei Wochen nach Vertragsende 
an den Mobilitätsanbieter zurückzugeben.  Die Rückgabe der Ladekarte erfolgt 
per Postversand an den Mobilitätsanbieter oder durch Rückgabe im Kunden-
zentrum. 

 

3. VERFÜGBARE LADEPUNKTE 
 Der Mobilitätsanbieter ist während der Vertragslaufzeit jederzeit berechtigt, wei-

tere Ladepunkte in Betrieb zu nehmen und dem Kunden zugänglich zu machen 
sowie vorhandene Ladepunkte außer Betrieb zu nehmen. Dabei hat sich der Mo-
bilitätsanbieter zu bemühen, die bei Vertragsschluss vorhandene regionale Ver-
teilung der Ladepunkte (nach PLZ) während der Vertragslaufzeit im Wesentli-
chen aufrechtzuerhalten. Ändert sich die regionale Verteilung der Ladepunkte 
des Mobilitätsanbieters dahingehend, dass dem Kunden eine Nutzung der La-
depunkte nicht mehr oder nur noch mit erheblichen Einschränkungen möglich 
ist, hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
unter Darlegung der fehlenden bzw. eingeschränkten Nutzungsmöglichkeit zu 
kündigen.  

 Sofern der Mobilitätsanbieter mit Roaming-Anbietern kooperiert, ist er jederzeit 
berechtigt bestehende Kooperationen zu beenden und neue Kooperationen ein-
zugehen. Ziffer 3.1 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 

  
4. NUTZUNG DER LADEPUNKTE 

 Der Kunde ist für die bestimmungsgemäße Nutzung der Ladepunkte verantwort-
lich und führt die Ladevorgänge entsprechend der Bedienungshinweise durch. 
Die Bedienungshinweise sind über die Smartphone-App abrufbar.  

 Es obliegt dem Kunden vor jedem Ladevorgang zu prüfen, ob sein Elektrofahr-
zeug mit den technischen Voraussetzungen des jeweiligen Ladepunktes kompa-
tibel ist (z. B. zweiphasiges Laden, Gleichstrom) und das Ladekabel keine Be-
schädigungen aufweist.  

 Während notwendiger Wartungs- oder Instandsetzungsarbeiten (z. B. zur Besei-
tigung von Störungen und Schäden) an den Ladepunkten oder für die Dauer 
einer Belegung durch andere Kunden besteht kein Anspruch des Kunden auf 
deren Nutzung.  

 Der Kunde informiert den Mobilitätsanbieter unter der Telefonnummer 
06232/625-1900 oder per E-Mail an vertrieb@stadtwerke-speyer.de über Stö-
rungen und Schäden an Ladepunkten, von denen er aufgrund eines Ladevor-
gangs Kenntnis erlangt. Eine Nutzung des betroffenen Ladepunkts darf in die-
sem Fall nicht begonnen bzw. fortgesetzt werden. Betreibt der Mobilitätsanbieter 
den Ladepunkt selbst, wird er alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um Stö-
rungen und Schäden an den Ladepunkten zu beheben und Ausfallzeiten so ge-
ring wie möglich zu halten. Kann der Kunde sein Elektrofahrzeug nicht von einem 
Ladepunkt des Mobilitätsanbieters entriegeln, wird der Mobilitätsanbieter das 
Elektrofahrzeug nach Mitteilung durch den Kunden entriegeln. Dies gilt nicht, 
wenn die Entriegelung aus Gründen nicht erfolgen kann, die im Fahrzeug des 
Kunden begründet sind. Wird der Ladepunkt von einem Roamingpartner betrie-
ben, wird der Mobilitätsanbieter diesen über die Störung bzw. den Schaden in-
formieren. In diesem Fall wendet sich der Kunde für die Entriegelung über die 
am Ladepunkt angegebenen oder in der Smartphone-App abrufbaren Kontakt-
daten unmittelbar an den Roamingpartner. 

 Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversor-
gung ist der Mobilitätsanbieter, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netz-
betriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungs-
pflicht an den Ladepunkten befreit.  

 Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare 
Umstände, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem 
angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden 
kann (insbesondere höhere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Arbeits-

kampfmaßnahmen, hoheitliche Anordnungen), wesentlich erschwert oder un-
möglich gemacht, so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten 
befreit, solange diese Umstände und deren Folgen nicht endgültig beseitigt sind.   

 Der Mobilitätsanbieter ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und 
solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung 
bzw. der Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative un-
terbrochen hat. Schadensersatzansprüche des Kunden gegen den Mobilitätsan-
bieter bleiben für den Fall unberührt, dass den Mobilitätsanbieter an der Unter-
brechung ein Verschulden trifft. 

 
5. ZAHLUNGSBESTIMMUNGEN / ABSCHLAGSZAHLUNGEN / VERZUG / AUF-

RECHNUNG  
 Die Abrechnung der Ladevorgänge erfolgt jährlich. Sämtliche Rechnungsbe-

träge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, fällig und im Wege des 
Lastschriftverfahrens oder mittels Überweisung zu zahlen. 

 Der Mobilitätsanbieter kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen ver-
langen (i.d.R. 11 monatliche Abschlagsbeträge). Die Höhe der Abschlagszah-
lung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeit-
raums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem durchschnittlichen Ver-
brauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch 
erheblich abweicht, ist dies angemessen zu berücksichtigen. 

 Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Mobilitätsanbieter ange-
messene Maßnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen; fordert der 
Mobilitätsanbieter erneut zur Zahlung auf oder lässt der Mobilitätsanbieter den 
Betrag durch einen Beauftragten einziehen, stellt der Mobilitätsanbieter dem 
Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß der Kostenpauscha-
len in Ziffer 10 in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungs-
grundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvoll-
ziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwarten-
den Schaden nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, 
solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der 
Pauschale.  

 Gegen Ansprüche des Mobilitätsanbieters kann nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt 
nicht für Ansprüche des Kunden gegen den Mobilitätsanbieter aufgrund vollstän-
diger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangelhafter Erfüllung bei der Bereit-
stellung von Ladeinfrastruktur nach diesem Vertrag.  

  
6. PREISE UND PREISANPASSUNG  

 Für die Nutzung der Ladepunkte des Mobilitätsanbieters und der Ladepunkte der 
Roamingpartner zahlt der Kunde den Preis gemäß Auftragsformular. Die Preise 
werden kalkuliert auf Grundlage der Kosten, die für die Nutzung der Ladepunkte 
durch alle Kunden in diesem Tarif anfallen. Die Preise für die Nutzung der Lade-
punkte enthalten die Kosten für den Betrieb der Ladepunkte, für Energiebeschaf-
fung und Vertrieb inkl. Netzentgelten und netzbezogenen Umlagen, die EEG-
Umlage, die Stromsteuer in der jeweils geltenden Höhe sowie Roamingkosten.  

 Der Mobilitätsanbieter ist verpflichtet, die Preise nach Ziffer 6.1 nach billigem 
Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhöhungen oder Ermäßigungen). 
Anlass für eine solche Preisanpassung ist ausschließlich eine Änderung, der in 
Ziffer 6.1 genannten Kosten. Der Mobilitätsanbieter überwacht fortlaufend die 
Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer solchen Preisanpassung ist auf 
die Veränderung dieser Kosten seit der jeweils vorhergehenden Preisanpassung 
nach dieser Ziffer bzw. – sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 
erfolgt ist – seit der erstmaligen Tarifkalkulation nach Ziffer 6.1. bis zum Zeitpunkt 
des geplanten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschränkt. Kos-
tensteigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegen-
läufig zu saldieren. Der Mobilitätsanbieter ist verpflichtet, bei der Ausübung sei-
nes billigen Ermessens Kostensenkungen nach den gleichen Maßstäben zu be-
rücksichtigen wie Kostenerhöhungen, so dass Kostensenkungen mindestens in 
gleichem Umfang preiswirksam werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat 
gemäß § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens des 
Mobilitätsanbieters gerichtlich überprüfen zu lassen. Änderungen der Preise sind 
nur zum Monatsersten möglich. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn 
der Mobilitätsanbieter dem Kunden die Änderungen spätestens einen Monat vor 
dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde 
das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Preisanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde 
vom Mobilitätsanbieter in der Mitteilung gesondert hingewiesen. 

 

7. DEAKTIVIERUNG DER ZUGANGSBERECHTIGUNGEN DES KUNDEN / 
FRISTLOSE KÜNDIGUNG 

 Bei Zahlungsverzug des Kunden in nicht unwesentlicher Höhe ist der Mobilitäts-
anbieter berechtigt, dem Kunden den Zugang zu den Ladepunkten durch Deak-
tivierung der Zugangsberechtigung zu entziehen. Dem Kunden wird der Entzug 
der Zugangsberechtigung mindestens zwei Wochen vorab in Verbindung mit 
einer Aufforderung zur Zahlung des offenen Betrages angedroht. Erfolgt eine 
Deaktivierung, wird die Zugangsberechtigung nach Ausgleich der offenen For-
derung unverzüglich wieder aktiviert.  

 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt 
werden. Die Kündigung bedarf der Textform. Ein wichtiger Grund liegt insbe-
sondere im Fall eines wiederholten Zahlungsverzuges in nicht unwesentlicher 
Höhe vor, wenn der Kunde seiner Zahlungspflicht nicht innerhalb einer Woche 
nach Zugang einer Zahlungsaufforderung mit Kündigungsandrohung nach-
kommt. 

 
8. HAFTUNG 

 Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversor-
gung der Ladepunkte ist der Mobilitätsanbieter, soweit es sich um Folgen einer 
Störung des Stromnetzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, 
von seiner Leistungspflicht befreit.  
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 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfül-
lungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausge-
schlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
herbeigeführt wurde; dies gilt nicht bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit, oder der schuldhaften Verletzung wesentli-
cher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsge-
mäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf (sog. Kardinalpflich-
ten). 

 Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vor-
satz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den 
Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrages als mögliche 
Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung 
der Umstände, die sie kannte oder kennen musste, hätte voraussehen müssen. 

 Der Mobilitätsanbieter haftet dem Kunden nicht für Schäden am Fahrzeug des 
Kunden, die dem Kunden dadurch entstehen, dass die Ladepunkte entgegen 
der Bedienungsanleitung an den Ladepunkten oder auf sonstige unsachge-
mäße Weise benutzt werden. 

 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.  

 
9. ÜBERTRAGUNG DES VERTRAGES 

Der Mobilitätsanbieter ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag 
als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähi-
gen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung nach Satz 1 ist dem Kunden recht-
zeitig im Voraus mitzuteilen. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Übertragung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde den Mobilitätsanbieter in 
der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderun-
gen nach § 398 BGB sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere 
bei Übertragungen im Sinne des Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Zif-
fer unberührt. 
 

10. KOSTENPAUSCHALEN 
 

 Kosten bei Zahlungsverzug 
Rückständige Zahlungen werden nach Ablauf des von SWS angegebenen Fälligkeitsda-
tums schriftlich angemahnt.  

 

 Mahnkosten für jede schriftliche Mahnung  2,90 €  

 Zustellung Sperrauftrag/Verwaltungskosten 16,30 €  

 Sonstige Kosten, zusätzliche Abrechnung  

 Adressfeststellung  nach Aufwand  

 Rücklastschriften, sonstige Zahlungsstörungen (nicht von SWS vertre-
ten - abhängig vom jeweiligen Kreditinstitut) 

nach Aufwand 
 

 Zwischenabrechnung 21,00 € (17,65 €)  

 Zusätzliche, unterjährige Abrechnung gem. §40b Abs. 1 Nr. 1 EnWG 15,00 € (12,61 €)  

 Kosten für Erstellung und Versand einer Rechnungskopie 5,00 € (4,20 €)  

In den genannten Bruttobeträgen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festge-
legten Höhe (derzeit 19 %) enthalten; wird kein Bruttobetrag genannt, besteht 
derzeit keine Umsatzsteuerpflicht. Die Nettopreise sind in Klammern hinter den 
Bruttopreisen ausgewiesen. 
 

11. INFORMATION ZUR VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN / 
WIDERSPRUCHSRECHT 

 Beachten Sie hierzu den Anhang: Information zur Verarbeitung personenbezo-
gener Daten. 

 
12. STREITBEILEGUNGSVERFAHREN (gilt nur für Verbraucher im Sinne des 

§ 13 BGB) 
Der Mobilitätsanbieter erklärt sich bereit, hinsichtlich von Streitigkeiten zu Rech-
ten und Pflichten aus dem Vertrag oder über das Bestehen des Vertrages an 
der alternativen Streitbeilegung mit Verbrauchern nach dem VSBG teilzuneh-
men.  

 Hiernach ist der Kunde, der Verbraucher im Sinne des § 13 BGB ist, berechtigt, 
die Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des VSBG zur Durchführung eines 
Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn er zuvor seine Beschwerde an den 
Mobilitätsanbieter gerichtet hat. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an: 
Stadtwerke Speyer GmbH; Georg-Peter-Süß-Straße 2; 67346 Speyer; Tel.: 
06232/625-0; Fax: 06232/625-48-4848; E-Mail: feedback@stadtwerke-
speyer.de. Die Kontaktdaten der zuständigen Verbraucherschlichtungsstelle 
sind: Universalschlichtungsstelle des Bundes, Zentrum für Schlichtung e.V., 
Straßburger Str. 8, 77694 Kehl, Telefon: +49 7851 7957940, www.verbraucher-
schlichter.de, E-Mail: mail@universalschlichtungsstelle.de. 

 Sind seit der Geltendmachung des streitigen Anspruchs gegenüber des Mobili-
tätsanbieters nicht mehr als zwei Monate vergangen und hat der Mobilitätsan-
bieter den streitigen Anspruch in dieser Zeit weder anerkannt noch abgelehnt, 
so kann der Mobilitätsanbieter das Schlichtungsverfahren für die Restdauer der 
zwei Monate aussetzen lassen. Der Antrag bei der Verbraucherschlichtungs-
stelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das 
Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren zu 
beantragen, bleibt unberührt. 

 

13. ÄNDERUNG DIESES VERTRAGES UND DIESER BESTIMMUNGEN 
Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingungen beruhen auf den ge-
setzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses (z. B. Ladesäulenverordnung, BGB, EnWG, höchstrichterliche Recht-
sprechung, Entscheidungen der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Äquiva-
lenzverhältnis kann nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen 
der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzes-
änderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in der Phase 
zwischen dem Abschluss des förmlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem 
Inkrafttreten – absehbar war), die der Mobilitätsanbieter nicht veranlasst und auf 
die er auch keinen Einfluss hat, in nicht unbedeutendem Maße gestört werden. 
Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag und/oder diesen Bedingun-
gen entstandene Lücke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchfüh-
rung des Vertrages entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine 
Klausel für unwirksam erklärt), die nur durch eine Anpassung oder Ergänzung 
zu beseitigen sind. In solchen Fällen ist der Mobilitätsanbieter verpflichtet, den 
Vertrag und diese Bedingungen – mit Ausnahme der Preise – unverzüglich in-
soweit anzupassen und/oder zu ergänzen, als es die Wiederherstellung des 
Äquivalenzverhältnisses von Leistung und Gegenleistung und/oder der Aus-
gleich entstandener Vertragslücken zur zumutbaren Fort- und Durchführung 
des Vertragsverhältnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher Über-
leitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrages und dieser Bedingungen 
nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten möglich. Die Anpassung wird nur 
wirksam, wenn der Mobilitätsanbieter dem Kunden die Anpassung spätestens 
einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem 
Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vertragsanpassung zu kündigen. 
Hierauf wird der Kunde vom Mobilitätsanbieter in der Mitteilung gesondert hin-
gewiesen. 
 

14. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen 
nicht. 

 Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder undurchführbar 
sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt. 
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Anhang: Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten  

 
Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sieht unter anderem Informationspflichten bei 
der Erhebung personenbezogener Daten (alle Informationen, die sich auf eine identifizierte 
oder identifizierbare natürliche Person beziehen) vor. Beim Abschluss und der Erfüllung von 
Energielieferverträgen werden häufig nicht nur Daten unseres Kunden selbst erhoben, son-
dern gegebenenfalls auch von dessen Mitarbeitern, Dienstleistern oder Erfüllungsgehilfen 
(nachfolgend „sonstige Betroffene“), etwa im Rahmen der Benennung als Ansprechpartner 
für den Energieliefervertrag. Gerne möchten wir Sie daher als unseren Kunden oder als 
sonstigen Betroffenen über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten sowie Ihre 
Rechte aus der DS-GVO informieren. Diese Information gilt nicht für die Verarbeitung von 
Daten, die keinen Personenbezug (s.o.) aufweisen. 
 
1. WER IST FÜR DIE VERARBEITUNG MEINER PERSONENBEZOGENEN DATEN 

VERANTWORTLICH UND AN WEN KANN ICH MICH BEI FRAGEN WENDEN? 
 Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz (z.B. DS-

GVO) für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist: Stadtwerke Speyer 
GmbH, Georg-Peter-Süß-Straße 2, 67346 Speyer, Tel.: 06232/625-0; Fax: 06232/625-
48-4848, office@stadtwerke-speyer.de, Website: www.stadtwerke-speyer.de. 

 Unser Datenschutzbeauftragter Herr Rechtsanwalt Dr. Karsten Kinast, LL.M. (KINAST 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH) steht Ihnen für Fragen zur Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten unter Stadtwerke Speyer GmbH, Georg-Peter-Süß-Straße 2, 
67346 Speyer, Tel.: 06232/625-0; Fax: 06232/625-48-4848, office@stadtwerke-
speyer.de, Website: www.stadtwerke-speyer.de gerne zur Verfügung. 

 
2. WELCHE ARTEN VON PERSONENBEZOGENEN DATEN WERDEN VERARBEI-

TET? ZU WELCHEN ZWECKEN UND AUF WELCHER RECHTSGRUNDLAGE ER-
FOLGT DIE VERARBEITUNG? 

 
2.1 WIR VERARBEITEN FOLGENDE KATEGORIEN PERSONENBEZOGENER DATEN: 

Daten unseres Kunden: 

− Stammdaten (z. B. Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Kundennummer, 
ggf. Firma, ggf. Registergericht und -nummer, ggf. Foto) 

− Kommunikationsdaten (z.B. E-Mail-Adresse zur Aufnahme und Aufrechterhaltung 
einer Vertragsbeziehung, Telefonnummer, Mobilfunknummer) 

− Daten zur Identifikation der Verbrauchsstelle (z.B. Zählernummer, Identifikations-
nummer der Marktlokation (Lieferstelle)), 

− Angaben zum Belieferungszeitraum, 

− Verbrauchsdaten, 

− Abrechnungsdaten (z.B. Bankverbindungsdaten) und 

− Daten zum Zahlungsverhalten 

− freiwillig angegebene Daten (z. B. zu speziellen Servicewünschen, zur Teilnahme 
an Werbeaktionen, Gewinnspielen) 

− Angaben zu Einwilligungen zur Nutzung Ihrer Kommunikationsdaten für werbliche 
Zwecke 

 Daten von sonstigen Betroffenen (z.B. Mitarbeitern, Dienstleistern oder Erfül-
lungsgehilfen unseres Kunden): 

− Kontaktdaten (z.B. Familien- und Vorname, E-Mail-Adresse, Telefonnummer) und 

− Berufs- oder Funktionsbezeichnungen (z. B. Dipl.-Ing., Leiter Vertrieb). 
 
2.2 DIE PERSONENBEZOGENEN DATEN WERDEN ZU DEN FOLGENDEN  

ZWECKEN AUF FOLGENDER RECHTSGRUNDLAGE VERARBEITET: 

− Daten unseres Kunden zur Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit unserem Kun-
den und der diesbezüglichen Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen (z.B. In-
formationen über Produkte, Dienstleistungen und Kundenvorteile der Stadtwerke 
Speyer GmbH) auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO. 

− Daten unseres Kunden und sonstiger Betroffener zur Erfüllung rechtlicher Ver-
pflichtungen (z. B. aus dem Messstellenbetriebsgesetz sowie wegen handels- 
oder steuerrechtlicher Vorgaben) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO. 

− Daten unseres Kunden und sonstiger Betroffener zur Wahrnehmung von Aufga-
ben, die im öffentlichen Interesse liegen (z. B. aus dem Messstellenbetriebsge-
setz), auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO. 

− Daten sonstiger Betroffener zur Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit unserem 
Kunden und der diesbezüglichen Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen auf 
Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO, da die Erfüllung des Vertragsverhält-
nisses mit unserem Kunden und die diesbezügliche Durchführung vorvertraglicher 
Maßnahmen sowohl unser berechtigtes Interesse als auch das unseres Kunden 
darstellt. 

− Rechtliche Ansprüche geltend zu machen und zur Verteidigung bei rechtlichen 
Streitigkeiten. 

− Straftaten aufzuklären oder zu verhindern (z. B. unberechtigter Zutritt). 

− Daten unseres Kunden und sonstiger Betroffener zur Direktwerbung und Marktfor-
schung betreffend unseren Kunden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f), da Di-
rektwerbung und Marktforschung unsere berechtigten Interessen darstellen.  

− Daten unseres privaten Kunden (keine Gewerbetreibenden) gegebenenfalls auch 
zur Telefonwerbung und/oder zur E-Mail-Werbung auf Grundlage einer ausdrück-
lichen Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. a) DS-GVO. Eine Einwilligung zur Te-
lefonwerbung und/oder zur E-Mail-Werbung können Sie jederzeit uns gegenüber 
(Kontaktdaten unter 1.) widerrufen. Der Widerruf der Einwilligung erfolgt für die 
Zukunft und berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Ver-
arbeitung. 
 

3. ERFOLGT EINE OFFENLEGUNG MEINER PERSONENBEZOGENEN DATEN GE-
GENÜBER ANDEREN EMPFÄNGERN? 

 Eine Offenlegung bzw. Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt – soweit 
im Rahmen der unter 2. genannten Zwecke jeweils erforderlich – ausschließlich gegen-
über folgenden Empfängern bzw. Kategorien von Empfängern: 

− Druckdienstleister 

− IT-Dienstleistungsunternehmen 

− Kundenbetreuungsunternehmen 

− Abrechnungsdienstleister 

− Geldinstitute 

− Handelsvertreter 

− Unternehmensberatungen sowie Wirtschafts- und Steuerprüfungsunternehmen 

− Behörden 
 

4. ERFOLGT EINE ÜBERMITTLUNG MEINER PERSONENBEZOGENEN DATEN AN 
ODER IN DRITTLÄNDER? 

 Eine Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten an oder in Drittländer oder an inter-
nationale Organisationen erfolgt nicht. 

 
5. FÜR WELCHE DAUER WERDEN MEINE PERSONENBEZOGENEN DATEN GE-

SPEICHERT? 
 Personenbezogene Daten werden zu den unter 2. genannten Zwecken solange gespei-

chert, wie dies für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist. Bestehen gesetzliche Auf-
bewahrungspflichten, insbesondere aus dem Handels- und Steuerrecht (§§ 147 AO, 257 
HGB), sind wir verpflichtet, die Daten bis zum Ablauf dieser Fristen zu speichern. Zum 
Zwecke der Direktwerbung und der Marktforschung werden Ihre personenbezogenen Da-
ten solange gespeichert, wie ein überwiegendes rechtliches Interesse unseres Unterneh-
mens an der Verarbeitung nach Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen 
besteht, längstens jedoch für eine Dauer von zwei Jahren über das Vertragsende hinaus, 
oder bis Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung und der Marktforschung wi-
dersprechen oder eine hierfür erteilte Einwilligung widerrufen. 

 
6. WELCHE RECHTE HABE ICH IN BEZUG AUF DIE VERARBEITUNG MEINER 

PERSONENBEZOGENEN DATEN? 
 Sie haben uns gegenüber insbesondere folgende Rechte hinsichtlich der Sie betreffen-

den personenbezogenen Daten: 

− Recht auf Auskunft über Ihre gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15 
DS-GVO), 

− Recht auf Berichtigung, wenn die Sie betreffenden gespeicherten Daten fehlerhaft, 
veraltet oder sonst wie unrichtig sind (Art. 16 DS-GVO), 

− Recht auf Löschung, wenn die Speicherung unzulässig ist, der Zweck der Verar-
beitung erfüllt und die Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder Sie eine 
erteilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter personenbezogener Daten wi-
derrufen haben (Art. 17 DS-GVO), 

− Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 DS-
GVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-GVO), 

− Recht auf Übertragung der von Ihnen bereitgestellten, Sie betreffenden personen-
bezogenen Daten (Art. 20 DS-GVO), 

− Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Widerruf die Rechtmä-
ßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilligung erfolgten Verarbeitung nicht berührt 
(Art. 7 Abs. 3 DS-GVO) und 

− Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO). 

 
7. IST DIE BEREITSTELLUNG DER PERSONENBEZOGENEN DATEN GESETZLICH 

ODER VERTRAGLICH VORGESCHRIEBEN ODER FÜR EINEN VERTRAGSAB-
SCHLUSS ERFORDERLICH? BESTEHT EINE PFLICHT, DIE PERSONENBEZO-
GENEN DATEN BEREITZUSTELLEN, UND WELCHE MÖGLICHEN FOLGEN 
HÄTTE DIE NICHTBEREITSTELLUNG? 

 Im Rahmen des Energielieferverhältnisses hat unser Kunde uns diejenigen personen-
bezogenen Daten (vgl. Ziffer 2) bereitzustellen, die für den Abschluss und die Durch-
führung des Energielieferverhältnisses und die Erfüllung der damit verbundenen ver-
traglichen Pflichten erforderlich sind. Dazu gehören der Natur der Sache nach auch 
Kontaktdaten von Mitarbeitern oder Dritten (z. B. Erfüllungsgehilfen oder Dienstleister), 
denen sich unser Kunde einvernehmlich mit diesen bedient. Ohne die erforderlichen 
Daten sowie gegenseitige persönliche Kommunikation mit den zuständigen Mitarbei-
tern – bzw. falls unser Kunde es wünscht, weiteren Dritten – kann das Energielieferver-
hältnis gegebenenfalls nicht abgeschlossen bzw. erfüllt werden.  

 
8. ERFOLGT EINE AUTOMATISIERTE ENTSCHEIDUNGSFINDUNG EINSCHLIESS-

LICH PROFILING? 
 Zum Abschluss und zur Erfüllung des Energielieferverhältnisses findet keine automati-

sierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling statt. 
 
9. AUS WELCHEN QUELLEN STAMMEN DIE VERARBEITETEN PERSONENBEZO-

GENEN DATEN? 
 Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen des Energielieferverhält-

nisses mit unserem Kunden von diesem oder von Ihnen erhalten. Wir verarbeiten auch 
personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen, z. B. aus Grund-
büchern, Handelsregistern und dem Internet, zulässigerweise gewinnen durften. Außer-
dem verarbeiten wir personenbezogene Daten, die wir zulässigerweise von Unterneh-
men innerhalb unseres Konzerns oder von Dritten, z. B. Netzbetreibern, erhalten. 

 
 

WIDERSPRUCHSRECHT 
  

  Sie können uns gegenüber jederzeit der Verarbeitung Ihrer personenbezoge-
nen Daten für Zwecke der Direktwerbung und/oder der Marktforschung ohne 
Angabe von Gründen widersprechen. Wir werden die personenbezogenen Da-
ten nach dem Eingang des Widerspruchs nicht mehr für die Zwecke der Di-
rektwerbung und/oder Marktforschung verarbeiten und die Daten löschen, 
wenn eine Verarbeitung nicht zu anderen Zwecken (beispielsweise zur Erfül-
lung des Vertragsverhältnisses mit unserem Kunden) erforderlich ist. 

 

  Auch anderen Verarbeitungen, die wir auf die Wahrnehmung einer Aufgabe, 
die im öffentlichen Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS GVO liegt, oder auf 
ein berechtigtes Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO stützen, können 
Sie uns gegenüber aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation er-
geben, jederzeit unter Angabe dieser Gründe widersprechen. Wir werden die 
personenbezogenen Daten im Falle eines begründeten Widerspruchs grund-
sätzlich nicht mehr für die betreffenden Zwecke verarbeiten und die Daten lö-
schen, es sei denn, wir können zwingende Gründe für die Verarbeitung nach-
weisen, die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Ver-
arbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen. 

 

 Der Widerspruch ist an Stadtwerke Speyer GmbH, Georg-Peter-Süß-Str. 2,  
67346 Speyer, E-Mail: office@stadtwerke-speyer.de zu richten. 

 


